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Stellungnahme des Deutschen Caritasverbandes  

Zum Referentenentwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Gewährung von Leistungen für Personen,  

die in Anwendung der Richtlinie 2001/55/EG vom 20. Juli 

2001 eine Aufenthaltserlaubnis zur Aufenthaltsgewährung 

zum vorübergehenden Schutz erhalten oder beantragt ha-

ben  

(Leistungsrechtsanpassungsgesetz) 

 

 

 

 

Ziel der Gesetzesänderung ist die Umsetzung einer Vereinbarung des Koalitionsvertrages, wo-

nach Besitzer_innen mit Aufenthaltsrecht nach der Richtlinie 2001/55/EG, die ab dem 1. April 

2025 eingereist sind, Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) erhalten. 

Hiermit geht ein Ausschluss aus dem SGB II, SGB IX, SGB XII und aus der Gesetzlichen Kran-

kenversicherung einher.  

Der Deutsche Caritasverband lehnt dieses Vorhaben ab. Das AsylbLG wurde für einen Perso-

nenkreis geschaffen, bei dem Integration lange Zeit unerwünscht war und teilweise bis heute 

unerwünscht ist. Auch Arbeitsmarktintegration wird für diese Personen weder gefordert noch ge-

fördert. Die Arbeitsgelegenheiten nach AsylbLG bieten keine Arbeitsmarktperspektive und ste-

hen für Personen, die wie die Mehrheit der Ukraine-Vertriebenen nicht in einer Aufnahmeeinrich-

tung leben, nicht zur Verfügung. Für erwerbsfähige Leistungsbeziehende nach AsylbLG sind die 

Jobcenter nicht mehr zuständig, die zunehmend erfolgreich in Arbeit vermitteln. Die Arbeitsagen-

turen, die Personen außerhalb des SGB II unterstützen, müssten sich neu einarbeiten. Perspek-

tivisch würde damit der Übergang von Ukraine-Vertriebenen in den Arbeitsmarkt nicht verbessert, 

sondern erschwert. 

Wer Leistungen nach AsylbLG bezieht, ist aus dem Krankenversicherungssystem ausgeschlos-

sen und erhält nur Leistungen bei akuten bzw. schmerzhaften Erkrankungen. Viele der Geflüch-

teten aus der Ukraine sind pflegebedürftig oder aufgrund einer Behinderung auf Unterstützung 

angewiesen. Hier bietet das AsylbLG eine deutlich schlechtere Versorgung als das Regelsystem. 

Besitzer_innen einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG sollen zwar gem. § 6 Abs. 2 

AsylbLG alle notwendigen Leistungen erhalten. Die Verwaltung muss Einzelfallentscheidungen 

nach Ermessen treffen. In der Praxis wird regelmäßig verlangt, dass Betroffene kumulativ zum 

Status besondere Bedürfnisse nachweisen – sie also unbegleitete Minderjährige sind oder Opfer 

von schwerer Gewalt. Dies bringt, wie die Erfahrungen in der Vergangenheit zeigen, unnötiges 

Leid und Unsicherheit für die unmittelbar Betroffenen und eine weitere Belastung der Behörden 

mit sich. 

Da ein Ende des Krieges nicht absehbar ist, müsste wenigstens der Leistungsbezug nach 

AsylbLG bei Ukraine-Vertriebenen befristet werden. Um die Arbeitsmarktintegration zu fördern, 

müssten die Freibetrags- bzw. Anrechnungsgrenzen im AsylbLG für Erwerbstätige, deren Lohn 

nicht lebensunterhaltssichernd ist, an die Regelungen im SGB II angepasst werden. Außerdem 

ist es ein Gebot der Gerechtigkeit, eine Regelung zu schaffen, die verhindert, dass sozialversi-

cherungspflichtig Erwerbstätige bei Verlust der Arbeit ins AsylbLG zurückfallen. Die jetzigen Re-

gelungen führen zu Perspektivlosigkeit und setzen keine Anreize eine Arbeit aufzunehmen. 
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Aus Sicht des Deutschen Caritasverbandes wiegen mögliche Einsparungen beim Bund die Nach-

teile der Gesetzesänderung insbesondere für Minderjährige, Kranke, Pflegebedürftige und Men-

schen mit Behinderung nicht auf. Sie führen zu weiteren Belastungen der Kommunen und bieten 

keine Perspektiven für eine Arbeitsmarktintegration, die auch für Deutschland von Nutzen wäre. 

Parallel zu diesem Gesetzgebungsverfahren soll eine pauschalierte Kostenentlastung zwischen 

Bund und Ländern vereinbart werden, womit fraglich wird, ob es überhaupt zu einer finanziellen 

Entlastung beim Bund kommt.  

 

Zu den Änderungen und Anpassungsbedarfen aus Sicht des Deutschen 

Caritasverbandes im Einzelnen 

1. Artikel 1: Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes  

a. Artikel 1 Nr. 1: Leistungsberechtigte nach § 1 AsylbLG 

Betroffen werden Personen sein, die  

• ab 1. April 2025 erstmals eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG erhalten. Zu die-

sem Zweck wird der Kreis der Leistungsberechtigten in § 1 Abs. 1 Nr. 3 mit einem neuen 

Bst. b) ergänzt.  

• eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG beantragt haben und erstmals nach dem 

31. März eine entsprechende Fiktionsbescheinigung erhalten (§ 1 Abs. 1 Nr. 8 AsylbLG-

neu). 

Personen, die bis einschließlich 31. März 2025 die Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG oder 

eine entsprechende Fiktionsbescheinigung erhalten haben, sind nicht erfasst; auch nicht Perso-

nen, die vor diesem Datum eine Aufenthaltserlaubnis aus anderem Grund besessen haben. 

Bewertung 

Der Deutsche Caritasverband vertritt seit langem die Auffassung, dass Besitzer_innen einer Auf-

enthaltserlaubnis generell Leistungen im Regelsystem und nicht nach AsylbLG erhalten sollten. 

Das galt vor 2022 auch für Besitzer_innen einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG und 

gilt für die geplante „Rückkehr“ dieser Gruppe ins AsylbLG. 

Das AsylblG wurde, wie der Name sagt, geschaffen, um Asylbewerber_innen während eines 

Asylverfahrens außerhalb des Regelsystems zu versorgen. Als weitere Leistungsberechtigte ka-

men später ausreisepflichtige und geduldete Ausländer_innen hinzu. Weitere Leistungsberech-

tigte sind Besitzer_innen einer Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 AufenthG (wegen eines 

Krieges), nach § 25 Abs. 4 S. 1 AufenthG (vorübergehende Aufenthaltserlaubnis aus humanitä-

ren Gründen) oder nach § 25 Abs. 5 AufenthG (Ausreisehindernis auf absehbare Zeit). Begründet 

wird es damit, dass bei den Leistungsberechtigten über das Aufenthaltsrecht noch nicht entschie-

den ist bzw. eine baldige Ausreise zu erwarten sei. 

Über das Aufenthaltsrecht von Ukraine-Vertriebenen wurde mit der Anwendung der Massenzu-

stromrichtlinie entschieden. Ukraine-Vertriebene befinden sich damit dem Grunde nach in der 

gleichen rechtlichen Situation wie Personen, über deren Schutzbedarf in einem Asylverfahren 

entschieden wurde. Es ist systemfremd sie nun wieder dem AsylbLG zuzuordnen.  

Der Rechtskreiswechsel von 2022 war die richtige Entscheidung und sollte nicht rückgängig ge-

macht werden.  



 

3 

 

 
Deutscher  
Caritasverband e.V. 

b. Artikel 1 Nr. 2 und 3: Übergangsregelungen bei bereits bewilligten Leistungen 

nach SGB II oder SGB XII 

Berechtigte nach den neuen § 1 Abs. 1 Nr. 3 Bst. b) und Nr. 8 AsylbLG, denen bereits Leistungen 

nach SGB II oder SGB XII bewilligt wurden, bleiben bis zum Ende des Bewilligungszeitraums im 

SGB II bzw. XII-Bezug. Bereits begonnene medizinische Behandlungen werden fortgesetzt (§ 4 

Abs. 4 AsylbLG-neu). 

Bewertung 

Diese Übergangsregelungen sind zu begrüßen. Bei medizinischen Leistungen muss sicherge-

stellt werden, dass sie bei Bedarf auch dauerhaft erbracht werden. Das gilt insbesondere für 

Personen mit chronischen Erkrankungen oder einer Behinderung. 

c. Übergangsregelung für Maßnahmen der Hilfen nach SGB IX fehlt 

Für Maßnahmen nach SGB IX muss eine Regelung geschaffen werden, die vergleichbar dem 

§ 4 Abs. 4 AsylbLG-neu sicherstellt, dass bewilligte Leistungen weiter erbracht werden.  

 

2. Art. 2: Änderungen im SGB II  

a. Art. 2 Nr. 2: Übergangsvorschrift für Eingliederungsmaßnahmen 

Mit einem neuen § 66b SGB II wird darauf verwiesen, dass § 66 entsprechend Anwendung findet. 

Damit können trotz Wechsels in den Leistungsbezug nach AsylbLG Maßnahmen, die vor Inkraft-

treten des Leistungsrechtsanpassungsgesetzes bewilligt und begonnen wurden, beendet wer-

den. 

Bewertung 

Diese Übergangsregelung ist zu begrüßen. 

b. Art. 2 Nr. 3 b): „Altfallregelung“ für Fiktionsbescheinigung 

§ 74 Abs. 1  SGB II stellt klar, dass Personen, die bis zum 31. März 2025 erstmals eine Aufent-

haltserlaubnis nach § 24 Absatz 1 des AufenthG beantragt und eine entsprechende Fiktionsbe-

scheinigung haben, weiterhin leistungsberechtigt nach dem SGB II sind.  

Bewertung 

Diese Regelung ist zu begrüßen. 

c. Art. 2 Nr. 3 b): Personen, die zuvor eine Aufenthaltserlaubnis aus anderem 

Grund besessen haben 

Personen, die bis einschließlich 31. März 2025 eine Aufenthaltserlaubnis aus anderem Grund 

besessen und danach eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG beantragt haben, werden 

Leistungen nach SGB II nur noch bis zu 6 Monate bewilligt. Es wird klargestellt, dass der Aus-

schluss in den ersten 3 Monaten des Aufenthalts gem. § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 SGB II keine Anwen-

dung findet. 
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Bewertung 

Durch das Leistungsrechtsanpassungsgesetz werden die hier adressierten Personen nicht zu 

Leistungsberechtigten nach AsylbLG. Es ist nicht ersichtlich, warum für sie der Bewilligungszeit-

raum verkürzt wird. Diese Regelung führt zu einem erheblichen Verwaltungsmehraufwand auf 

Seiten der Jobcenter und sollte unterbleiben. 

d. Art. 2 Nr. 4: Übergangsregelung für bereits bewilligte Leistungen 

Der neue § 74a SGB II korrespondiert mit den neuen § 1 Abs. 1 Nr. 3 Bst. b) und Nr. 8 AsylbLG. 

Bestehende Bewilligungsbescheide gelten nach dem 31. März 2025 fort und müssen nicht auf-

gehoben werden. 

Bewertung 

Diese Übergangsregelung ist zu begrüßen. 

 

3. Art. 3: Änderungen im SGB XII 

Die Änderungen im SGB XII entsprechen weitgehend den Regelungen im SGB II und werden 

hier nicht gesondert bewertet. 

 

4. Art. 4: Änderung des SGB V 

Leistungsberechtigte nach § 1 Abs. 1 AsylbLG sind regelmäßig aus der Gesetzlichen Kranken-

versicherung (GKV) ausgeschlossen. Das Bundessozialgericht hat aber bereits 2022 entschie-

den, dass dies im Rahmen der Grundleistungen nicht für die obligatorische Anschlussversiche-

rung gilt, da die Gesundheitsversorgung nach § 4 AsylbLG keine Absicherung im Krankheitsfall 

im Sinne des § 188 Abs. 4 Satz 2 SGB V darstellt (Urteil vom 10.03.2022, B 1 KR 30/20 R). Damit 

ist die Leistungsbehörde verpflichtet, die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung als Leis-

tungen nach § 6 AsylbLG zu übernehmen.  

Nun soll § 5 Abs. 8a S. 2 SGB V derart geändert wird, dass bei Empfänger_innen von Leistungen 

nach § 4 AsylbLG keine Versicherungspflicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V entsteht. Damit soll 

klargestellt werden, dass Leistungen nach § 4 AsylbLG ein „anderweitiger Anspruch auf Absi-

cherung im Krankheitsfall“ ist (Referentenentwurf, S. 18). Das soll dazu führen, dass auch eine 

obligatorische Anschlussversicherung nach § 188 Abs. 4 Satz 2 SGB V nicht mehr in Betracht 

kommt. 

Bewertung 

Der Deutsche Caritasverband lehnt die geplante Änderung ab. Sie führt insbesondere bei Men-

schen, die einer sozialversicherungspflichtigen Tätigkeit nachgegangen sind, zu einer deutlichen 

Verschlechterung. Betroffen sind nicht nur Ukraine-Vertriebene, sondern alle Leistungsberech-

tigten nach AsylbLG.  

Die Leistungen nach § 4 AsylbLG umfassen nur eine Versorgung bei akuten Erkrankungen oder 

Schmerzen. Im Übrigen werden sie nur erbracht, wenn sonst schwere Schäden für den Gesund-

heitszustand zu befürchten sind. Der Deutsche Caritasverband fordert seit langem, dass die Leis-

tungen nach § 4 AsylbLG einen Anspruch auf vollwertige Versorgung bei Krankheit bieten. Das 
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ist leider bis heute nicht der Fall. Entsprechend stellt das BSG fest, „nur (Analog‑)Leistungen 

nach § 2 AsylbLG führen über § 264 Abs 2 SGB V zur hier ausreichenden, aber auch erforderli-

chen krankenversicherungsgleichen Absicherung“ (Urteil vom 10.03.2022, B 1 KR 30/20 R, 

Rn. 23). Das gilt auch nach der geplanten Änderung in § 5 Abs. 8a S. 2 SGB V, die keinen Ein-

fluss auf den unzureichenden Leistungsumfang des § 4 AsylbLG hat. 

Es ist aus Sicht des Deutschen Caritasverbandes vor diesem Hintergrund keine Begründung 

dafür ersichtlich, Personen die bereits Teil des Sozialversicherungssystems geworden sind und 

entsprechende Beiträge erbracht haben, wieder aus der GKV auszuschließen, weil sie (wieder) 

Leistungsberechtigte nach AsylbLG sind.  

Das Ziel, auf diesem Weg die Beitragszahler vor Beitragsausfällen und die Versicherten vor Bei-

tragsschulden zu bewahren (Referentenentwurf, S. 20), beruht auf einer falschen Auslegung der 

Rechtsprechung, die dazu führt, dass die Beiträge durch die Leistungsbehörde getragen werden 

müssen. Sinnvoll wäre eine Klarstellung im AsylbLG in diesem Sinne. Nicht zuletzt bedeutet die 

geplante Regelung auch für die Verwaltung eine Mehrbelastung, da bei Personen, die bereits 

einmal gesetzlich krankenversichert waren, die Umstellung per se einen Aufwand bedeutet und, 

wie in der Einleitung beschrieben, Einzelfallentscheidungen getroffen werden müssen. 

 

5. Ein Übergang ins Regelsystem fehlt und sollte ermöglicht werden   

Leistungsberechtigte nach AsylbLG sind – von einer Ausnahme für Besitzer_innen einer Aufent-

haltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG abgesehen – dauerhaft vom Regelsystem ausge-

schlossen. § 2 AsylbLG sieht zwar vor, dass nach einer Frist von derzeit 36 Monaten Aufenthalt 

Leistungen analog dem SGB XII und dem SGB IX erbracht werden. Dabei bleiben die Betroffe-

nen aber dem Grunde nach Leistungsbeziehende nach AsylbLG und somit aus dem Regelsys-

tem ausgeschlossen. Das gilt selbst dann, wenn bereits eine sozialversicherungspflichtige Arbeit 

aufgenommen wurde. Ein Einkommen aus Erwerbstätigkeit bleibt nach § 7 Abs. 3 AsylbLG nur 

in geringem Umfang anrechnungsfrei (höchstens 50 % des Bedarfssatzes). Handelt es sich um 

eine nicht lebensunterhaltssichernde Arbeit ist ein Aufstocken wie nach dem SGB II mit entspre-

chenden Freibeträgen und Hinzuverdienstgrenzen nicht vorgesehen. Geht die Arbeit verloren, 

erhalten sie ggf. Arbeitslosengeld. Danach fallen die Betroffenen zurück ins AsylbLG. 

Bewertung 

Ein Ende des Krieges ist äußert wünschenswert. Dass eine baldige Ausreise aber nicht zu er-

warten ist, zeigen auch die mehrmaligen Verlängerungen der Anwendung der sog. Massenzu-

stromrichtlinie, zuletzt bis 27. März 2027. 

Wenn es zu dem geplanten Rechtskreiswechsel kommt, sollte wenigstens ein Übergang ins Re-

gelsystem vorgesehen werden. Dafür wären aus Sicht des Deutschen Caritasverbandes fol-

gende Maßnahmen sinnvoll: 

• Die Leistungsberechtigung nach AsylbLG sollte für Ukraine-Vertriebene befristet werden. 

Als Beispiel können Besitzer_innen einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG 

dienen. Bei ihnen ist der Leistungsbezug auf 18 Monate beschränkt.  

• Es sollte durch eine entsprechende Anpassung des AsylbLG sichergestellt werden, dass Uk-

raine-Vertriebene, die einer sozialversicherungspflichtigen Tätigkeit nachgehen oder 

nachgegangen sind, nicht länger leistungsberechtigt nach AsylbLG sind.  
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• Es sollte im AsylbLG eine Regelung geschaffen werden, die für Ukraine-Vertriebene bei Auf-

nahme einer Arbeit Zuverdienst ermöglicht, der Arbeitsanreize setzt. Weiter sollten Leistun-

gen zur Arbeitsförderung durch die Jobcenter ermöglicht werden, um die erfolgreichen An-

strengungen vieler Akteure im Rahmen des “Job-Turbos” nicht wieder zunichtezumachen. 

 

6. Die Gesetzesänderung bringt den Kommunen Be- statt Entlastung 

Die Neuregelung wird damit begründet, dass der Rechtskreiswechsel von 2022 nun deswegen 

rückgängig gemacht werden könne, weil die kommunalen Strukturen mit der gesunkenen Zahl 

der neu einreisenden Ukraine-Vertriebenen gut umgehen könnten.  

In politischen Debatten wird auch geltend gemacht, dass sich staatliche Mittel einsparen lassen. 

Bewertung 

Diese Begründung vermag nicht zu überzeugen, weil die Belastung kommunaler Strukturen im 

Kontext von Fluchtmigration regelmäßig von den Kommunen selbst, aber auch von den Koaliti-

onspartnern als sehr hoch dargestellt wird. Im Koalitionsvertrag ist entsprechend eine Entlastung 

der Kommunen vorgesehen. Unter anderem wurde mit dieser Begründung der Familiennachzug 

zu subsidiär Geschützten ausgesetzt. 

Dem politischen Ziel, Kommunen zu entlasten, steht die geplante Gesetzesänderung auch nach 

eigenen Berechnungen zum Erfüllungsaufwand diametral entgegen. Es entstünden im ersten 

Jahr erhebliche Mehrausgaben für Länder und Kommunen in Höhe von 1,37 Milliarden Euro, im 

Gegenzug vor allem beim Bund Minderausgaben in Höhe von 1,05 Milliarden. Im zweiten Jahr 

sollen die Mehrausgaben bei den Ländern und Kommunen nur noch bei 394 Millionen Euro lie-

gen (Referentenentwurf, S. 3). Nicht berücksichtigt ist hierbei die angekündigte Vereinbarung 

einer Kostenentlastung zwischen Bund und Ländern (Referentenentwurf, S. 2).  

Schon jetzt kritisieren die Kommunen, dass sie vom Bund und den Ländern keine ausreichende 

Erstattung der Kosten für die Versorgung von Geflüchteten erhalten. Das dürfte sich trotz Entlas-

tung durch den Bund auch mit dieser Gesetzesänderung nicht ändern, da die Kosten zu niedrig 

angesetzt werden. In der Begründung des Referentenentwurfs wird deutlich, dass für Ukraine-

Vertriebene geringere Nettoausgaben als im AsylbLG üblich zugrunde gelegt werden, u.a. weil 

dieser Personenkreis einer Erwerbstätigkeit nachgehen könne und nicht in Gemeinschaftsunter-

künften wohnen müsse. Da durch den erneuten Rechtskreiswechsel aber die Arbeitsmarktin-

tegration und die Suche nach einer Wohnung auf dem freien Markt erschwert werden, ist das ein 

ungedeckter Scheck auf die Zukunft.  

Im Übrigen soll sich „in der Gesamtschau der Erfüllungsaufwand der Verwaltung nicht ändern“ 

(Referentenentwurf, S. 3). Das scheint eine Fehleinschätzung, da die Administrierung des 

AsylbLG generell einen höheren Aufwand verursacht als beim SGB II und SGB XII. Hinzu kommt 

der erhöhte Verwaltungsaufwand durch das Herausfallen aus dem Krankenversicherungssystem 

und für Leistungen bei Behinderung oder Pflegebedarf. 

 


